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Der 80 Senat des Bundessozialgerichts hat chne münd—

liche Verhandlung am 20° Mai 1970 durch

Bundesrichter S o n n e n b e r g
— Vorsitzender —,

Bundesrichter P e t e r s e n,
Bundesrichter Dr° S c h w a n k h a r t,

Bundessozialrichter L a u e r und

Bundessozialrichter S a l o m 011501?

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des

Bayerischen Landessozialgerichts vom 50„ Juli 1969

aufgehoben„ Die Berufung des Beklagten gegen das

Urteil des Sozialgerichts Regensburg vom lA° Mai 1968

wird als unzulässig verworfeno

Die Beklagte hat der Klägerin die außergeriahtlichen

Kosten des Berufungs— und Revisionsverfahrens zu er—
statteno
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Das Versorgungsamt Regensburg bewilligte der Klägerin mit

Bescheid vom 200 Juli 1966 ab 10 Januar 1964 einen Schadens—

ausgleich nach ihrem seit dem 6° August 1944 als Wehrmachts—

angehörigen vermißten und später für tot erklärten Ehemann

Bu do 1 f B '<;t:::::::::::t1111122122154.(E
„

)
„

E
° war nach de ?" E nt l a s su ng au 8 d e r

Volksschule im Jahre 1922 auf dem elterlichen landwirtschaft—
„lichen Anwesen von 6,25 ha in Tschebron (CSR) tätig, Im Jah-

re l956-übernahm er den elterlichen Betrieb als selbständi—

ger Landvirt° Der Berechnung des Schadensausgleichs legte

das Versorgungsamt als Vergleichseinkommen des Be nach

5 40 a Abs, 2 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) ißvom„
r:

C
C

".

Absc l der Durchführungsverordnung (DVD) zu Abs° 5 und

4 BVG (vom 500 Juli 1964} die Besoldungsgruppe A 5 des Bun—

desbesoldungsgesetzes (BBesG) — selbständiger Landwirt ohne

abgeschlossene Berufsausbildung — zugrunde° Gleichzeitig

stellte es in Aussicht, die Heranziehung der Besoldungs—

gruppe A 7 zu prüfen, wenn höheren Ortes darüber entschie—

den werde, ob auch Landwirte, die nicht zehn Jahre selbstän—

dig tätig gewesen sind, in die Besoldungsgruppe A 7 einge—

stuft werden können; E° sei nur 9 Jahre selbständiger Land—

wirt gewesen, Der Widerspruch der Klägerin mit dem Begehren,

die Berechnung des Schadensausgleichs nach der Besoldungs—

gruppe A 7 BBesG vorzunehmen, blieb ohne Erfolg (Bescheid

vom 22„ Dezember 1966)° Das Sozialgericht (SG) Regensburg

hat mit Urteil vom 140 März 1968 die angefochtenen Beschei—

de aufgehoben und der Klägerin ab lo Januar 1964 einen Scha—

densausgleich unter Zugrundelegung der Besoldungsgruppe A 7

BBesG zugesprochen° Es hat die Auffassung vertreten, die
r.,
/

nach zehnjähriger selbständiger Tätigkeit verletze den

Einstufung eines Landwirts in die Besoldungsgruppe A erst

Gleichheitsgrundsatz° Es hat sich ferner auf 5 5 Abs„ 2 der

DVD idF vom 28° Februar 1962 gestützt, wonach eine zehnjäh—

rige Tätigkeit oder eine fünfjährige selbständige Tätigkeit

--5..
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in dem Beruf mit einer abgeschloSsenen Berufsausbildung

gleichgestellt worden sei, so daß die Voraussetzungen der

”Einstufung" des E° in die Besoldungsgruppe A 7 BBesG er—

füllt seien„ Der Beklagte hat am 5° April 1968 Berufung an

das Bayerische Landessozialgericht (LSG) eingelegt° Die Stel—

lung eines Berufungsantrages und die Begründung der Berufung

hat er sich zu einem späteren Zeitpunkt vorbehalten° Mit Be—

scheid vom 40 Oktober 1968 hat der Beklagte der Klägerin

ab l° Januar 1967 einen Schadensausgleich nach der Besol—

dungsgruppe A 7 BBesG bewilligt, weil nach der Neufassung

der Verordnung zur Durchführung des 5 50 Abs° 5 und 4 BVG

(vom 28°201968) gemäß @ 5 Abs„ 2 dieser DVG (Gleichstellung

einer fünfjährigen selbständigen Tätigkeit mit einer abge—

schlossenen Berufsausbildung) nunmehr die Voraussetzungen

iüi die Gewährung eines Schadensausgleichs nach der Besol—

dun„sgruppe A 7_BBesG gegeben seien° In seinem Schriftsatz

vom 170 April 1969 hat der Beklagte (erstmals) einen Beru—

fungsantrag gestellt, und zwar den Antrag, das Urteil des

SG vom 14„ März 1968 aufzuheben und die Klage abzuweisen°

Diesen Antrag hat er in der mündlichen Verhandlung vom
50„ Juli 1969 wiederholt° Das LSG hat mit Urteil vom 50° Ju—

li 1969 wie folgt entschieden:

I„ Auf die Berufung des Beklagten wird das Urteil des
SG Regensburg vom 14 März 1968 aufgehoben und die
K-Lagen gegen den Bescheid des Versorgungsamts Regens—
burg vom 200 Juli 1966 in der Fassung des Wider—
spruchsbescheids vom 22 Dezember 1966 sowie die
gegen den Bescheid des Versorgungsamts Regensourg
\0m 4 Oktober 1968 abgewiesen°

II„ Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatteno

1110 Die Revision wird zugelassen°

Es hat ausgeführt‚ der Berechnung des Schadensausgleichs

der Klägerin sei erst ab 1„ Januar 1967 als Vergleichsein—

kommen die Besoldungsgruppe A 7 BBesG zugrunde zu legen‚
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weil erst nach Inkrafttreten der Neufassung der DVG zu
5 50 Abs° 5 und 4 BVG (durch die Verordnung vom 28„2°1968)
die Voraussetzungen einer Zuordnung nach der Besoldungs—

gruppe A 7 BBesG erfüllt gewesen seien° Für die Zeit vom
1° Januar 1964 bis 510 Dezember 1966 sei die Besoldungs—

gruppe A 5 BBesG heranzuziehen gewesen° Die neue Vorschrift

des % 5 Abs° 2 DVO, die dem Abschluß einer Berufsausbildung
eine zehnjährige Tätigkeit oder eine fünfjährige selbstän—

dige Tätigkeit in dem Beruf gleichstelle‚ sei nicht nur

eine Klarstellung der bisherigen Rechtslage, sie enthalte

vielmehr eine materiell rechtliche Änderung, die nicht

zurückwirke°

Die Klägerin legte fristgemäß und formgérecht Revision ein

mit dem Antrage, '

das Urteil des LSG aufzuheben und die Berufung

ldes Beklagten gegen das Urteil des SG Regensburg
zurückzuweiseno

Sie rügte, das LSG habe die Vorschriften des 5 40 a BVG
und des @ 5 DVG zu 5 50 Absc 5 und 4 BVG verletzt°

Der Beklagte beantragte‚

die Revision der Klägerin zurückzuweiseno

Der Senat gab den Beteiligten Gelegenheit, sich roch zu der

Frage der Zulässigkeit der Berufung des Beklagten zu äußern„

Beide Beteiligten erklärten sich mit einem Urteil ohne münd»

liche Verhandlung einverstanden (SS 124 Abso 2‚ 155 Abs„ 1„

165 Sozialgerichtsgesetz —SGG—)°

II

Die zugelassene Revision ist insofern begründet‚ als das

LSG auf die Berufung des Beklagten zu Unrecht eine Sachent—

_5_
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scheidung getroffen hat; es hätte die Berufung als unzulässig

Die Zulässigkeit der Berufung ist eine Prozeßvoraussetzung,

verwerfen müssen°

von der das gesamte weitere Verfahren, also auch die Revision

in seiner Rechtmäßigkeit abhängt; sie ist — bei einer zuge—
lassenen Revision — vom Revisionsgericht von Amts wegen zu

prüfen (BSG 5, 254, 255)° Die Berufung des Beklagten gegen
das Urteil des SG vom 14° März 1968 betraf

nur den Anspruch

der Klägerin auf Schadensausgleich für die Zeit vom 10 Januar

1964 bis zum 31° Dezember 1966, sie betraf damit (nur) Ver—

sorgung für bereits abgelaufene Zeiträume im Sinne des 5 148

Nr° 2 SGG° Das SG hat den Beklagten antragsgemäß verurteilt,

der Klägerin ab 10 Januar 1964 einen Schadensausgleich auf

der G;undlage eines Vergleichseinkommens nach der Besoldungs—

gruype A 7 BBesG zu gewähren° Es ist hierbei davon ausgegan—

gen, daß der Ehemann der Klägerin mit Rücksicht auf seine

langjährige selbständige Tätigkeit (schon) nach S 5 Abs° 1

BVGzu 5 30 Abs; 5 und 4 g;ggs_4_)_als selbständig Tätiger '
(mit Volksschulbildung) und abgeschlossener Berufsausbildung

zu behandeln und deshalb der Besoldungsgruppe A ? zuzuordnen

gewesen sei°

\‚
5 ; g .

Der Beklagte hat mit seiner am 5° April 1968 eingelegten

Berufung keinen Berufungsantrag gestellt; er hat sich viel-

mehr die Stellung eines Berufungsantrags “für einen späteren

Zeitpunkt“ vorbehalten° Er hat jedoch bereits mit Bescheid

vom 40 Oktober 1968 der Klägerin ab 10 Januar 1967 einen
Schadensausgleich nach der Besoldungsgruppe A 7 BBesG bewil—

ligt, "weil auf Grund der Neufassung der Durchführungsvor—

schriften zu 5 50 Abs° 5 und 4 BVG (@ 5 Abso 2) durch die

Verordnung vom 28° Februar 1968 (Gleichstellung einer fünf—

jährigen selbständigen Tätigkeit mit dem Abschluß einer Be—
rufsausbildung) nunmehr ab lo Januar 1967, dem Zeitpunkt

f
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„ 6 _

des Inkrafttretens der Verordnung vom 28„ Februar 1968, die

Voraussetzungen der Zuordnung nach der Besoldungsgxuppe A 7

BBesG erfüllt seien°

Bis dahin hatte der Beklagte im Berufungsverfahren weder

den "vorbehaltenen" Berufungsantrag gestellt noch durch

eine Berufungsbegründung das Ziel und die Grenzen seiner

Berufung erkennen lassen° Der Beklagte hat aber, nachdem

er selbst durch seinen Bescheid vom 4° Oktober 1968 dem

Klagebegehren für die Zeit nach dem 10 Januar 1967 ent—

sprochen hat, die Aufhebung des angefochtenen Urteils nur

noch insoweit begehren können, als der Klägerin der Scha—

densausgleich nach der Besoldungsgruppe A 7 (auch) idr die

Zeit vor dem 1° Januar 1967 zugesprochen worden is;„ Der

Beklagte hat nach der Erteilung seines Bescheides vom
40 Oktober 1068 seinen ”nachgeholten" Berufungsantrag der

durch den neuen Bescheid entstandenen Rechtslage anpassen
müssen und ihn auf die Aufhebung des angefochtenen Urteils,

soweit der Klägerin die Leistung für die Zeit vor dem

1“ Januar 1967 zugesprochen worden ist, beschränken müsseno

Der(spätere) Berufungsantrag7 mit dem der Beklagte dennoch

die Aufhebung des angefochtenen Urteils in vollem Umfange

beantragt hat, obwohl er selbst bereits die mit der Klage

begehrte (höhere) Leistung ab l° Januar 1967 bewilligt hat‚

hat nicht mehr im Rahmen ”des Geschehenen und Erreichbaren”

gelegen; dieser Berufungsantrag‚ der “sinnvollerweise” nicht

mehr gestellt werden konnte, ist für die Beurteilung der

Berufungsfähigkeit als unbeachtlich anzusehen° Es ist hier

nicht so — wie im Fall BSG SozR Nr„ 9 zu S 146 SGG —‚ daß

die beklagte Verwaltung, nachdem sie zunächst in vollem Um—

fang Berufung eingelegt hat, sich im Laufe des Berufungsver—

fahrens auf Gnu■ einer veränderten Rechtslage zur Einschranw

kung ihres Bechtsmittelantrages genötigt gesehen hat bzwo

hätte genötigt sehen müsseno Abgesehen davon‚ daß der Be—
klagte selbst zunächst die Grenzen seiner Berufung unbe—

stimmt gelassen hat‚ also nicht erkennbar-in vollem Umfang

Berufung eingelegt hat‚ haben hier nicht pagh der Einlegung
der Berufung eingetretene Umstände zur Beschränkung des An—

_ 7 _‘
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f 7 “

trags auf einen an sich berufungsunfähigen Streitgegenstand

geführt° Den Umstand, daß auf Grund der Neufassung der DVO

zu € 50 Abs° 5 und 4 BVG (durch die Verordnung vom 28„2°l968)

der Klägerin die begehrte (höhere) Leistung ab l„ Januar 1967

zugestanden hat — wie es auch in dem Bescheid vom 40 Oktober

1968 festgestellt worden ist —„ hat der Beklagte nach der ein—

deutigen Sach— und Rechtslage schon zur Zeit der Berufungsein—

legung ohne weiteres erkennen können, Zumal bereits in dem Ur—

teil des SG auf die Rechtsänderung und ihre Auswirkung auf den

vorliegenden Fall hingewiesen worden war„ Dem hat der Beklagte

bei der Stellung seines Berufungsantrags Rechnung tragen müssen„

Er hat nicht mehr einen Antrag auf Aufhebung des Urteils in
‚vollem Umfange stellen können, um die Berufungsfähigkeit der

Sache aufrecht zu erhalten (vgl° auch Urteil des 4° Senats

vom12„114‚1969_ 4 HJ52l/66 _)„ ä ' '
”Die Berufung des Beklagten hat danach nur noch den AnSpruch

der Klägerin auf den (höheren) Schadensausgleich bis zum öl„ De—

zember 1966 bwtroffen; sie war deshalb nach 5 148 Nr° 2 SGG

unzulässig°
‚. ‘„‚„ ; ‚

Das Urteil des LSG war danach aufzuheben; die Berufung des

Beklagten war als unzulässig zu verwerfen°

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 195 Abs„ 1 SGG°
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